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"TU FELIX AUSTRIA NUBE ... "
VOMKLISCHEE ZUR NEUBEWERTUNGDYNASTISCHERPOLITIK

IN DER NEUEREN GESCHICHTE EUROPAS1

VonAlfred Kohler, Wien

Das im Titel genannte Motto ist auf das Haus Habsburg und dessen
Politik bezogen. In seinem vollständigen Wortlaut heißt es folgenderma-
ßen: "Bella gerant alii, tu felix Austria nube. Nam que Mars aliis, dat
tibi regna Venus", ein Vers, der einem Ovid-Zitat in den Heroiden (13,
84) nachgebildet ist2• Es bezieht sich im engeren Sinn auf die Heirats-
politik Maximilians 1. und ist von daher schon übertrieben und irrefüh-
rend. Es müßte vielmehr sinngemäß lauten: Für Dich, Habsburg, hat sich
das Heiraten tausendfach gelohnt, weil Dir die Sterilität und Mortalität
anderer Familien zum Erben verholfen hat.

Dieser Vers bedürfte schon deshalb öfter einer Ironisierung, weil er
letztlich für die Glorifizierung und die naive Betrachtungsweise jeder
Art von dynastischer Politik steht, deren Motto etwa so lautet: Heiraten
ist besser als Kriegführen, dynastische Ehen bilden die Voraussetzung
für die friedlichste Form von Herrschaft.

Das Faktum der dynastischen Politik ist im allgemeinen sehr gut
bekannt. In welcher Weise und in welchem Ausmaß es mit soziokulturel-
len und politischen Problemen verbunden war, wird in der Regel aller-
dings unterschätzt. Die Quellen zu einzelnen dynastischen Ehen, wie
Heiratsverträge, vor allem aber die staatsrechtliche Literatur, fürstliche
Testamente und die diplomatische Korrespondenz, sind bisher kaum aus-
gewertet worden. Erst eine Aufarbeitung dieser vielfältigen und zahlrei-
chen Quellen würde die Grundlage für eine umfassende Analyse dieses
Forschungsfeldes abgeben. Daher müssen wir uns mit punktuellen Ein-
sichten begnügen, allerdings im Bewußtsein der Bedeutung neuzeitlicher
dynastischer Politik in einem gesamtpolitischen Rahmen. Das ist allein
schon deshalb von großer Wichtigkeit, weil die hocharistokratischen
Herrscherfamilien in den meisten europäischen Ländern ein konstitu-

1 Überarbeitete und mit Anmerkungenversehene Fassung meiner Wiener
Antrittsvorlesung,zu welcherder Dekan der GeisteswissenschaftlichenFakultät
am 22. April 1993 insHauptgebäudederUniversität Wieneingeladenhatte.

2 Erich Zöllner, GeschichteÖsterreichs.VondenAnfängenbis zur Gegenwart,
8. Aufl.,Wien/München1990,161.
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tives Element gewesen sind und ihre privaten Farnilienangelegenheiten
vom öffentlichen Interesse nicht getrennt haben. Dieses Spannungsver-
hältnis: Dynastie - Land - Bevölkerung sollte wieder deutlicher gesehen
werden, ebenso die Tatsache, die Richard Bonney für die Mehrheit der
europäischen Monarchien sieht, wenn er den Begriff des "nation state"
ablehnt und statt dessen für den Begriff der "dynastie conglomerations
acquired through inheritance" plädiert".

Es gab drei Möglichkeiten, Herrschaft zu erwerben bzw. sich anzueig-
nen: durch Usurpation (gewaltsam), auf dem Weg des Erbes (gewaltfrei
oder gewaltsam) und durch Kauf; letzteres blieb bei den herrschenden
Dynastien die Ausnahme, während die Erwerbung aufgrund von Erban-
sprüchen eine ambivalente Mittelposition einnahm.

Für die staatsrechtliche Literatur der Neuzeit ist die Dichotomie zwi-
schen der ererbten Herrschaft und der usurpierten, eroberten Herrschaft
kennzeichnend. VonMachiavelli bis zu Friedrich II. von Preußen und zu
den Reichsjuristen des 18. Jahrhunderts, etwa Christoph August von
Beck, läßt sich diese Klassifikation verfolgen", Auch die Historiker
haben diese Auffassung tradiert und dazu beigetragen, daß heute noch
diese problematische Unterscheidung unwidersprochen gilt. So hat bei-
spielweise Karl Brandi, der bedeutendste Biograph Karls V., festgestellt:
"Wir nennen die Herrschaft Karls V. ein Weltreich wegen ihrer überna-
tionalen, christlich-universalen Art, auch wegen ihrer räumlichen Aus-
dehnung über die Alte und die Neue Welt. Aber sie war von Haus aus
nicht imperialistisch im Sinne der Eroberung. Vielmehr baute sie sich
auf der denkbar friedlichsten Grundlage auf, dem Familienrecht. " Um
gleich bezugnehmend hinzuzufügen: "Das war das Erbe Maxirnilians,
das Vermächtnis des Hauses Österreich't". So harmonisierend kann man
dynastisches Planen und Wollenwohl kaum betrachten!

Es geht im folgenden nun weniger darum, auf die Geschichte des Bon-
mots, das Mathias Corvinus zugeschrieben wird, einzugehen, als den
historischen Hintergrund für dessen Entstehung auszuleuchten und die
Grundzüge der dynastischen Politik in der frühen Neuzeit aufzuzeigen,
mit einem besonderen Augenmerk auf das Haus Habsburg. Dabei ist von
höchstem Interesse, daß die Kritik an der weitausgreifenden dynasti-

3 Richard Bonney, The European Dynastic States 1494 - 1660, Oxford 1991,
524.

4 Vg!. Recht und Verfassung des Reiches in der Zeit Maria Theresias. Die Vor-
träge zum Unterricht des Erzherzogs Joseph im Natur- und Völkerrecht sowie im
Deutschen Staats- und Lehnrecht, hrsg. v. Hermann Conrad (Wissenschaftliche
Abhandlungen der Arbeitsgemeinschaft für Forschung des Landes Nordrhein-
Westfalen, 28), Köln/Opladen 1964.

5 Karl Brandi, Kaiser Karl V. Werden und Schicksal einer Persönlichkeit und
eines Weltreiches, Bd. 1,7. Aufl., München 1964, 110.
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sehen Politik (man ist versucht zu sagen: anmaßenden Politik) der
Häuser Trastamara und Habsburg an der Wende vom 15. zum 16. Jahr-
hundert prompt geäußert wurde. Die Feststellung dieses Tatbestandes ist
schon deshalb so wichtig, weil dadurch nicht der Eindruck entsteht,
allein die Historiker wüßten aus ihrer Ex post-Sicht eben alles besser.

Zum Bonmot nur soviel: Es wird dem ungarischen König Mathias Cor-
vinus zugeschrieben, wegen der fehlenden Erben seines Hauses wird es
als neiderfülltes, aber geistreiches Sprichwort eingestuft". Adam Wan-
druszka hat den wahren Kern dieses geflügelten Wortes in einer "tradi-
tionellen Friedensliebe" Habsburgs gesehen, "die sich wohl doch immer
nur widerstrebend von Kampf und Krieg bewußt ist, die aber doch ein
Grundelement der politischen Traditionen des habsburgischen Hauses
darstellte", obgleich er zugeben muß, daß das Bonmot "der kampferfüll-
ten und an tragischen Entwicklungen und Entscheidungen reichen
Geschichte des Hauses Österreich so offenkundig widerspricht?". Es
stellt sich auch die Frage, ob dieses Bonmot überhaupt über Generatio-
nen hinweg für die Typisierung der habsburgischen Politik geeignet ist,
um nicht zu sagen, ob sein Aussagegehalt grundsätzlich nicht so ernst
genommen werden sollte.

1515 zog der berühmte Humanist Erasmus von Rotterdam eine Bilanz
über die dynastische Politik der europäischen Herrscherhäuser. Es war
noch dazu jemand, der im Umfeld der habsburgischen Herrschaft in den
Niederlanden, in der Nähe des Hofes jenes größten Nutznießers der
dynastischen Kombinationen, gestanden hat. Erasmus schrieb nämlich
für Karl V. (und für Ferdinand 1.) einen Fürstenspiegel, die "Institutio
Principis Christiani". Darin findet sich ein Kapitel "De Principum affi-
nitatibus" - über die fürstliche Heiratspolitik -, das vor allem die dyna-
stische Politik des Hauses Habsburg reflektiert. Erasmus zog eine erste
kritische Bilanz jener "hochgejubelten" Heiratspolitik des Hauses Habs-
burg. Er kritisierte aber auch eine Junktimierung ganz anderer Art, eine
Kritik, die weder bei Machiavelli noch bei anderen Denkern seiner Zeit
anzutreffen ist: Es handelt sich um die Vermengung - wie Erasmus
meint - von fürstlichen Privatinteressen und dem "bonum commune",
dem öffentlich-allgemeinen Wohl, wenn es bei ihm heißt: "Die Ehe der
Herrscher ist ihre persönliche Angelegenheit, aber wir sehen, daß sie oft
der Knotenpunkt der Geschichte genannt werden kann, so daß es uns so
ergeht, wie es den Griechen und Trojanern mit Helena ergtng?", "Aber

6 Dorothy Gies McGuigan, Familie Habsburg, 1273 bis 1918, Wien/München/
Zürich1967, 43.

7 Adam Wandruszka, Das Haus Habsburg. Die Geschichte einer Dynastie,
2. Aufl., Wien 1978,86.

sErasmus von Rotterdam, lnstitutio Principis Christiani, in: ders., Ausgewählte
Schriften, hrsg. v. Werner Welzig, Bd. 5, Darmstadt 1968, 111 - 357, hier 323.

30 Zeitschrift für Historische Forschung 4/94
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was hat das alles mit dem Staat zu tun?" fragt Erasmus weiter. "Wenn
die Verwandtschaft der Herrscher untereinander der Welt Ruhe schen-
ken könnte, würde ich wünschen, daß alle durch hunderte von Ver-
schwägerungen verbunden seien?". Doch das glaubte er nicht!

Der Bedeutungsinhalt des Dynastischen ist vielfältig. Dabei sind vor
allem die Begriffe bzw. Bereiche wie Erbprinzip, Thron- und Erbfolge,
Erbordnung, Erbreich (im Gegensatz zum Wahlreich) zu nennen. Dyna-
stische Politik im Sinne von Heiratspolitik ist in der Regel positiv
besetzt und wird als der Ausdruck friedlicher Politik betrachtet. Erb-
recht bzw. Erbansprüche als unumstößliches, legitimes Recht? Erbfolge-
kriege als gerechte oder gerechtfertigte Kriege?

Die lediglich positive Auffassung des dynastischen Phänomens und der
darauf beruhenden Handlungsweisen hält einer kritischen Beurteilung
nicht stand. Die Forschung hat sich bislang auf das Primogeniturrecht,
das Thronfolgerecht, auf Erbrechtsregelungen, Sukzessionsordnungen
und Testamente, weniger jedoch auf die Bedeutung des Dynastischen im
Rahmen der Geschichte der internationalen Beziehungen und der Ent-
wicklung der europäischen Fürstenstaaten konzentriert'", Im folgenden
soll das dynastische Phänomem als konstitutives Element der Politik
analysiert werden.

Vier Thesen scheinen dazu besonders geeignet:

These 1: Dynastische Politik stellte keine Alternative zur fürstlichen
Politik dar, vielmehr war sie ein integraler Bestandteil derselben.

These 2: Dynastische Politik war mit der selbstverständlichen, ja sogar
leichtfertigen Umgangsweise mit (zumeist) jungen Menschen verbunden.

These 3: Die Bedeutungssteigerung dynastischer Politik führte zu einer
höheren Bewertung des dynastischen Prinzips überhaupt. Das Prekäre
daran liegt letztlich in der Unberechenbarkeit menschlicher, physischer
und psychischer Faktoren. Es ist aufs engste gebunden an die Phäno-
mene der Fertilität, Sterilität und Mortalität.

9 Ebd., 325.
10 Vgl. dazu etwa Hermann Johann Friedrich Schulze, Das Recht der Erstgeburt

in deutschen Fürstenhäusern und seine Bedeutung für die deutsche Staatsent-
wicklung, Leipzig 1851; Gustav Turba, Geschichte des Thronfolgerechts in allen
habsburgischen Ländern bis zur Pragmatischen Sanktion Kaiser Karls VI. 1156-
1732, Wien/Leipzig 1903; Der dynastische Fürstenstaat. Zur Bedeutung von Suk-
zessionsordnungen für die Entstehung des frühmodernen Staates, hrsg. v. Johan-
nes Kunischf Helmut Neuhaus, Berlin 1982; Politische Testamente der Hohenzol-
lern, hrsg. v. Richard Dietrich, München 1981; Politische Testamente und andere
Quellen zum Fürstenethos der frühen Neuzeit, hrsg. v. Heinz Duchhardt (Ausge-
wählte Quellen zur deutschen Geschichte der Neuzeit, Freiherr vom Stein-
Gedächtnisausgabe, 18), Darmstadt 1987.
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These 4: Im Rahmen der internationalen Beziehungen Europas erfuhr
das dynastisch-hereditäre Konfliktfeld eine besondere Akzentuierung. Es
war mit neuen Kriegsrisiken, neuen Kriegsvorwänden und -legitimatio-
nen, vor allem mit Erbfolgekriegen verbunden. Erbansprüche dienten
als Legitimation für offensive Gewaltanwendung, aber auch für die Ver-
teidigung der angestammten Dynastie eines Landes waren sie höchst
bedeutsam.

I.

Wenn man einen Blick auf die Epoche der Katholischen Könige - Isa-
bella von Kastilien und Ferdinand von Arag6n - an der Wende vom 15.
zum 16. Jahrhundert wirft, so besteht kein Zweifel, daß der Anwendung
dynastischer Mittel im Rahmen der fürstlichen Gesamtpolitik eine große
Bedeutung zukam.
Betrachtet man die habsburgische Politik, so zeigt sich, daß sie im

Spätmittelalter stark mitteleuropäisch orientiert war, doch hatte schon
Maximilians Vater Friedrich Ill. durch seine Heirat mit der portugiesi-
schen Prinzessin Eleonore (1452)eine neue dynastische Dimension einge-
bracht, die in Maximilians Verheiratung mit der burgundischen Erbtoch-
ter Maria (1477) ihre Fortsetzung fand. Die mit diesen Eheschließungen
verbundene politische Orientierung führte das Haus Habsburg aus der
Enge der mitteleuropäischen Beziehungen heraus und eröffnete ihm den
Aufstieg zu den führenden Dynastien Europas.

Gleichzeitig waren die östlichen Herrschaftsgebiete Friedrichs Ill.
durch den ungarischen König Mathias Corvinus, der 1485 einige Jahre
sogar Wien besetzt hatte, bedroht. Erst 1490 gelang die dauerhafte
Sicherung der östlichen Donau- und Alpenländer gegen die Ansprüche
der ungarischen Könige. Seit der Regierung Wladislaws 11. in Ungarn
besserte sich das Verhältnis Habsburgs zur jagellonischen Dynastie ganz
wesentlich. Seitdem bemühte sich Maximilian um dynastische Verträge.
Als Römischer König (seit 1486) fiel ihm auch ein neuer Aufgabenbereich
zu: die traditionelle Italienpolitik des Reichsoberhauptes. Seine zweite
Eheschließung mit Bianca Maria Sforza (1493/94)erklärt sich aus seinem
Bestreben, die finanzielle und militärische Unterstützung der wichtig-
sten oberitalienischen Dynastie zu erlangen - ein Vorhaben, das ebenso
mißlang wie die dauerhafte und wirksame Unterstützung seiner Italien-
politik durch die Reichsstände.
Ein anderes Faktum war für die Zukunft bedeutend: Sein italienisches

Engagement ließ Maximilian 1. zum Dauerfeind Frankreichs werden und
führte ihn an die Seite der Katholischen Könige von Spanien. So trat er
der im März 1495 von diesen Herrschern initiierten sogenannten "Heili-

30'
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gen Liga" bei, mit der Absicht, den französischen König Karl VIII. aus
Italien zu vertreiben.
Werfen wir einen Blick auf die Iberische Halbinsel, so sehen wir, daß

dort das ständige Heiraten der Herrscherhäuser untereinander zur politi-
sehen Einigung wesentlich beigetragen hatte. Das galt in erster Linie
zwischen Kastilien und Arag6n im 15. Jahrhundert. "Dynastische Politik
stand hier im Dienste eines Staatsbildungsprozesses, der als Zielsetzung
selbst in der erneut über die Grenzen der Iberischen Halbinsel hinaus-
greifenden Heiratspolitik der Katholischen Könige erkennbar wird"u.
Die englischen und habsburgischen Eheprojekte galten der außenpoliti-
schen Absicherung gegenüber den französischen Ambitionen. Vor allem
ging es um das Königreich Neapel, das seit dem Feldzug Karls VIII.
(1494) den Konfliktfall zwischen Spanien und Frankreich abgab und
gleichzeitig den Weg für eine Interessenkonvergenz der antifranzösischen
Kräfte Europas ebnete, unter denen Maximilian eine besondere Rolle
zukam.
Am Beginn der Beziehungen zwischen den Katholischen Königen und

Maximilian stand ein traditionelles dynastisches Projekt des Habsbur-
gers, der 1487, einige Jahre nach dem Tod seiner Gattin, um die Infantin
Isabella, die älteste Tochter der Katholischen Könige, anhielt. Doch
diese wünschten keine einfache dynastische Verbindung mit Maximilian,
sondern eine doppelte mit dessen Kindern. Und ihr "dynastisches Poten-
tial" war groß genug, um gleich zwei Kandidaten für die Arrondierung
ihrer Außenpolitik aufzubieten, die gegen Frankreich gerichtet war. Für
Maximilian, der nur über zwei eheliche Kinder verfügte, muBte hingegen
eine einseitige dynastische Festlegung ein groBes Risiko darstellen. So
verwundert es nicht, daß das von der spanischen Seite vorgeschlagene
Doppeleheprojekt als dynastische Möglichkeit besonderer Art zunächst
ad acta gelegt wurde, und daß es eines besonderen Anlasses bedurfte, um
realisiert zu werden. Ohne das folgenreiche Ereignis des italienischen
Feldzuges von Kar! VIII. (1494)wäre es wohl nicht verwirklicht worden.
Entgegen der oft anzutreffenden Meinung wird deutlich, daß die habs-
burgisehe Seite keineswegs die Initiative zu jener zukunftsträchtigen
dynastischen Verbindung ergriffen hatte. Noch wichtiger ist Folgendes:
Die Realisierung des Doppelheiratsprojekts war ohne politische Konver-
genz zwischen den Dynastien Habsburg und Trastämara, die sich vor
dem Hintergrund der beiderseitigen Feindschaft mit dein Haus Valois
abzeichnete, kaum vorstellbar'P.

11 Horst Pietschmann, Reichseinheit und Erbfolge in den spanischen Königrei-
chen, in: Der dynastische Fürstenstaat (Anm. 10), 199 - 246, hier 225..

12 Vgl. Alfred Kahler, Die dynastische Politik Maximilians I., in: Hispania -
Austria. Die Katholischen Könige, Maximilian I. und die Anfänge der Casa de
Austria in Spanien, hrsg. v. Alfred Kohler/Friedrich Edelmayer (Studien zur



..Tu felix Austria nube ... " 467

Anhand dieser herausragenden Beispiele wird deutlich, daß dynasti-
sche Ehen in der Regel zur Bekräftigung des gegenseitigen Einverneh-
mens zwischen zwei Fürstenhäusern geschlossen wurden und das sicht-
bare Zeichen für politische Konvergenz bilden sollten, wobei Menschen
als politisches Unterpfand gebraucht oder mißbraucht wurden. Beispiele
für diese besondere Umgangsweise mit Menschen ließen sich in großer
Zahl beibringen, doch kann nur an einige Beispiele erinnert werden:
Man denke nur an die Friedensschlüsse zwischen den größten politischen
Rivalen unter den europäischen Fürsten, Franz I. und Karl V. - nämlich
an die mit dynastischen Ehen bekräftigten Friedensschlüsse von 1529
(Cambrai) und 1544 (Crepy) oder an den Frieden von Cateau-Cambresis
von 1559.

Georg von Lauterbeck, ein in der Tradition des Erasmus stehender
protestantischer Jurist und Autor eines vielfach aufgelegten Regenten-
buches charakterisierte die Politik der fürstlichen Räte folgendermaßen:
Es seyn auch der Herren Rähte fein darauff abgericht/wenn sie mit 501-
"ehen Rahtschlägen auff die Bahn kommen/daß sie jre Suffragia darnach
anstellen/jn beyfall geben/allerley renck vnd anschläge erdencken/
dadurch die sache möge zum fortgang gereichen/An eim ort rahten siel
dz man Bündniß machen/vnd doch dasselbige nicht länger halten 501/
denn es von nöten/oder gelegen ist/darnach möge man leichtlieh eine
ursache finden/sich wider darauß zu wircken. Am ändern/daß man die
Leute mit Gelt bestechen. Am dritten/die fürnemsten Räthe deß Wider-
theils jm abfellig zumachen/vnd an sich zu ziehen. Am vierdten/daß
man sol Reutter vnd Knechte bestellen. Es wird auch in Rathschlag
gestelt/ob man nicht mit Heirath möge etlichen vertröstung machen/
damit ja alle ding bestellet/alles versehen/vnd nichts dahinden gelassen
werde [... 1,,13. Die dynastische Ehe steht danach zwar an letzter Stelle,
doch kommt ihr eine besondere Bedeutung in der Abrundung der politi-
schen Aktivitäten zu.

Zur Überschätzung der Leistungs- und Garantiefähigkeit dynastischer
Verbindungen hatte schon Erasmus kritisch vermerkt, daß die meisten
Menschen seiner Zeit viel zu sehr auf dynastische Verbindungen vertrau-
ten. Das Volk glaube, ..daß solche Verbindungen eherne Bande der
öffentlichen Eintracht seien,,14. Generell läßt sich beobachten, daß im

Geschichte und Kultur der Iberischen und Iberoamerikanischen Länder, 1), Wienl
München 1993, 29 - 37; Hermann Wiesflecker, ~aiser Max~milian 1. Das Reich,
Österreich und Europa an der Wende zur Neuzeit, Bd. 1, Wien 1971; Bd. 2, Wien
1975.
13 Georg von Lauterbeck, Regentenbuch, Frankfurt am Main 1579, fol. 130v.

vgl. dazu Politische Testamente und andere Quellen zum Fürstenethos der frühen
Neuzeit (Anm. 10), 299 - 319.
14Erasmus von Rotterdam, Institutio Principis Christiani (Anm. 8), 325.
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Hinblick auf die Bedeutung dynastischer Verbindungen die europäische
Politik auch noch im 18. und 19. Jahrhundert höchst konventionell
geblieben ist. Denkt man beispielsweise an die wichtigste Veränderung
der europäischen Bündniskonstellation Mitte des 18. Jahrhunderts, näm-
lich an das Bündnis zwischen Österreich und Frankreich von 1756, das
die traditionelle Feindschaft zwischen beiden Staaten beenden soUte, so
sieht man dieses Bündnis durch ein Heiratsprojekt bekräftigt - der fran-
zösische Thronfolger Ludwig sollte Marie Antoinette heiraten -, wie das
früher auch geschehen wäre. "Dieser Erfolg schmeichelt mir mehr als
alles andere, das mir während meiner langen Botschafterzeit in Paris
geglückt ist", erklärte der kaiserliche Botschafter in Paris, Graf Star-
hemberg, der mit Choiseul Gespräche über das Eheprojekt aufgenommen
hatte'", Dies ist der dynastische Teilaspekt dieses sogar als "Revolution
der europäischen Bündnisse" bezeichneten diplomatischen Ereignisses!

Wenn man die Testamente der HohenzoUern im 18. Jahrhundert
betrachtet, etwa jenes Friedrich Wilhelms I. (von 1722) oder jene Fried-
richs H. (von 1752 und 1768), so wird erkennbar, daß in diesen Verfügun-
gen den Erbaussichten und ihrer politischen Durchsetzbarkeit große
Bedeutung zugemessen wird. Der erstere spricht gegenüber seinem
Nachfolger von "Pretensionen" und "Expectanzen": "Kurfürst friderich
Wilhelm (gemeint ist der Große Kurfürst) haht das rechte flor und auf-
nahme in unser haus gebracht mein Vater hat die Königl: würde
gebracht. mich habe das Landt und Armee in stande gebracht. an euch
mein lieber Successor ist was eure vorfahren angefangen zu sutteniren
und eure Pretensionen und lender darbeyschaffen die unßerm hauße von
Gott und rechtswehgen zugehören [... ] fanget niemahlen ein ungerechten
Krig an. aber wozu Ihr recht habet, da laßet nicht ab"!".

Die rück- und vorausblickende Argumentationslinie ist klar: Erban-
sprüche sind legitim und deshalb unbedingt wahrzunehmen. Um ihret-
wegen darf notfalls auch Gewalt angewendet werden. Diese Feststellung
führt zurück zu der Frage nach dem Anteil dynastischer Mittel an der
Außenpolitik der europäischen Fürstenstaaten des Ancien Regime. Dazu
das Beispiel der österreichischen Erbfolge.
In seinem Testament von 1752 betonte Friedrich II.: "Man vergrößert

sich auf zweierlei Art, durch reiche Erbschaften oder durch Eroberun-
gen"!". Von Interesse sind jedoch auch seine näheren Ausführungen über
die dem Haus HohenzoUern voraussichtlich anfallenden Erbschaften:
"Das Haus Brandenburg hat unbestreitbare Rechte an die Erbfolge in

15 Victor Lucien Tapie, Maria Theresia. Die Kaiserin und ihr Reich, 2. Aufl.,
Graz/Wien/Köln1989, 225.

16 PolitischeTestamenteder Hohenzollern(Anm. 10), 117 f.
17 Ebd., 198.
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den Markgrafschaften Bayreuth und Ansbach. Diese Erbschaften können
ihm nicht streitig gemacht werden; das Recht ist zu klar, als daß Verdre-
hung es strittig machen könnte [... ]. Unsere Ansprüche auf Mecklenburg
sind ebenso klar wie die ersteren [... ]. Das Haus Hannover, das festge-
stellt hat, daß ihm dieses Herzogtum sehr gelegen käme, hat sich unter
dem Vorwand der Reichsexekution in den Besitz einiger mecklenburgi-
scher Ämter gesetzt [... ]. Es gibt im Augenblick acht lebende Fürsten in
Mecklenburg; der Fall der Erbschaft scheint also nicht nahe zu sein;
zum mindesten dürfte es sicher sein, daß ich ihn nicht erleben werde.
Wenn er sich im Laufe der Zeit ereignen sollte, wäre ich der Meinung,
daß man sich ohne zu zögern in den Besitz des Herzogtums setzen sollte,
die Hannoveraner hinausjagen (dies wäre nicht schwierig) und seine
Rechte mit dem Degen in der Hand behaupten sollte [... ],,18.
Bayern bereitete sich seit 1732auf das österreichische Erbe vor, wie die

Schrift "Deductio jurium Bavariorum ad Successionem Austriacam defi-
ciente in moderna Sacra Majestate Subole Mascula" von Franz Joseph
von Unertl, Vorsteher des Inneren Archivs und Geheimer Ratskanzler in
München zeigt. Die Ansprüche bezogen sich auf die zeitlich weit zurück-
liegenden bayerisch-österreichischen Ehepakten von 1546. Dieser in
Regensburg abgeschlossene Vertrag hatte Anna, der habsburgischen
Gattin Herzog Albrechts V. und ihrer wittelsbachischen Nachkommen-
schaft gewisse Aussichten auf die habsburgischen Erbländer eröffnet,
und zwar "im Falle des Erlösehens des habsburgischen Mannesstammes
[... ]. Auf bayerischer Seite bestand die Auffassung, die Ehepakten von
1546 hätten ein ausschließliches Erbrecht Annas und ihrer Nachkommen-
schaft beim Erlöschen der männlichen Linie der Habsburger begründet.
Diese Interpretation hält einer Nachprüfung nicht stand; denn das Testa-
mentskodizill Ferdinands 1. (von 1547), spricht für die Nachfolge Annas
(und ihrer Nachkommenschaft) in den österreichischen Erbländern nicht
vom Aussterben der männlichen, sondern der ehelichen (also der männ-
lichen und weiblichen) Erben der Söhne Ferdinands 1.,,19. Der Geheime
Ratskanzler Unertl forderte nicht nur das Miterbrecht, sondern das
gesamte Erbe. Seiner Meinung nach habe Ferdinand I. "das jahrhunderte-
lange Unrecht Habsburgs gegenüber Bayern eingesehen und deshalb
seiner ältesten Tochter und ihren Nachkommen die Alleinherrschaft in
Ungarn und in den deutschen Reichslehen zugesprochen, falls sein und
seines Bruders Mannesstamm aussterbe. Die Beweisführung war umso
kühner, als in München nur der Ehevertrag, nicht aber beglaubigte
Abschriften des Testamentskodizills (Ferdinands I.) vorhanden waren" 20.

18 Ebd., 198f.
19 Heinrich Lutz, Das konfessionelle Zeitalter. Erster Teil: Die Herzöge Wilhelm

IV. und Albrecht V., in: Handbuch der Bayerischen Geschichte, Bd. 2, München
1966,328.
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Karl Albrecht von Bayern war jedoch so sehr von seinem Recht über-
zeugt, daß er in Wien anfragen ließ, doch konnten seine fadenscheinigen
Ansprüche nicht bestätigt werden; von ihrer gewaltsamen Durchsetzung
konnte auch keine Rede sein. In Paris war man zwar wenig überzeugt
von der Stichhaltigkeit der bayerischen Ansprüche, das aber hielt die
französische Politik nicht davor zurück, gegen Österreich Position zu
beziehen. Der preußische Einmarsch in Schlesien im Dezember 1740
brachte einen europäischen Konflikt inGang.

Es gab eine breite Übergangszone zwischen Erbansprüchen und deren
gewaltsamer Durchsetzung. Sie war ein Teil der im l8.Jahrhundert
anerkannten und eng verknüpften politischen Prinzipien des Aggrandis-
sements und des Arrondissements. Die Politik Österreichs, Preußens und
Rußlands gegenüber Polen war seit 1772 von der Konzeption des
(gewaltsamen) Aggrandissements geprägt.: Österreich ging dazu über,
diese Politik auch im Reich anzuwenden. Die bayerische Erbfolgefrage
und der deswegen 1778/79 von Joseph 11. geführte Krieg sind das
anschaulichste Beispiel dafür.

Peter Schmid hat der bayerischen Erbfolge und dem damit verbunde-
nen Krieg kürzlich einen instruktiven Aufsatz gewidmet und dabei den
Anteil von Joseph Il. und Kaunitz an der österreichischen Politik dieser
Jahre untersucht. Für unseren Kontext sind diese Vorgänge ein wichtiger
Prüfstein für die Frage, welche Bedeutung die dynastische Politik im
späten 18. Jahrhundert noch gehabt hat. Wie beispielsweise in der zwei-
ten Hälfte des 17. Jahrhunderts im Zusammenhang mit der spanischen
Erbfolge, zeichnete sich das Aussterben der bayerischen Linie des
Hauses Wittelsbach nach dem kinderlosen Kurfürst Max Ill. Josef ab. -

Die Intention der österreichischen Politik bestand in der Arrondierung
des eigenen Staatsgebietes unter Geltendmachung von Erbansprüchen.
Von der Durchsetzung dieses Anspruches hing die Größe des Gebietszu-
wachses ab - notfalls' mußte man sich im Zuge einer Teilung des Erbes
mit einem Teil des Gebietes zufriedengeben. Doch war eine derartige
Politik mit einer Reihe von Risiken verbunden; diese Sachlage kommt
auch in den unterschiedlichen Auffassungen von Joseph und Staatskanz-
ler Kaunitz zum Ausdruck. Joseph, der für eine aggressive Gangart ein-
trat - und diese letztlich auch durchsetzte - wollte Anfang der 70er
Jahre Nieder- und Oberbayern als heimgefallene Lehen einziehen und
zur Sicherstellung seiner Ansprüche in Besitz nehmen. Er erwog von
Anfang an eine militärische Besetzung. Mit anderen Worten war Joseph
II. bereit, die Politik des Aggrandissements, die bei den polnischen Tei-

20 Andreas Kraus, Bayern im Zeitalter des Absolutismus (1651- 1745).Die Kur-
fürsten Ferdinand Maria, Max n. Emanuel und Karl Albrecht, in: Handbuch der
Bayerischen Geschichte, Bd. 2, München 1966,463f.
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lungen Anwendung gefunden hatte und die Österreich 1772 die Buko-
wina eingebracht hatte, auch in der Reichspolitik - noch dazu als Kaiser
- anzuwenden. Gerade hier lag das Problem, mußte eine solche Politik
doch mit vielfältigen Rückwirkungen auf die österreichische Stellung im
Reich und auf das Verhältnis mit Preußen rechnen. Kaunitz hat diese
Gefahr deutlich gesehen. "Er plädierte im Unterschied zur forschen Gang-
art Josephs für ein behutsames und vorsichtiges Vorgehen [... ]. Es emp-
fahl sich deshalb aus der Sicht des Staatskanzlers, das Vorgehen so ein-
zurichten, daß man sich bereits im voraus des Beifalls des französischen
und anderer unparteiischer Höfe sicher sein konnte,,21. In einer Denk-
schrift aus dem Jahr 1776 verlangte Staatskanzler Kaunitz zunächst das
ehemalige herzoglich straubingische Gebiet von Niederbayern, die Graf-
schaft Mindelheim, den Distrikt von Burghausen sowie die Landgraf-
schaft Leuchtenberg und die königlich böhmischen Lehen in der Ober-
pfalz. Die weit hergeholten Ansprüche wurden entsprechend begründet.
Als Max Ill. Josef 1777 starb, bevor noch eine Konvention mit Österreich
zustande gekommen war, ließ es sich Joseph 11. nicht nehmen, das, wie
er sich euphorisch ausdrückte, mit dem Schwert zu erhalten, was Kau-
nitz mit der Feder gewonnen habe, und besetzte bayerisches Gebiet.
Aber er hatte die antiösterreichische Reaktion Preußens und der Reichs-
öffentlichkeit unterschätzt.

Auch Napoleon benützte das "traditionelle Herrschaftsmittel dynasti-
scher Beziehungen. Mit der Einsetzung seiner Brüder und Verwandten
zu Vasallenfürsten und mit der Vergabe von Dotations-Domänen an den
imperialen Adel Frankreichs gründete er ein feudal gegliedertes Reich
der Familie,,22. In den neu geschaffenen Staaten wie dem Großherzog-
turn Berg, dem Königreich Westfalen und dem Großherzogtum Frankfurt
setzte Napoleon Mitglieder seiner Familie zu Herrschern ein. Auf diese
Weise wollte er diese Staaten eng an sich binden. Seine Verwandten ver-
heiratete er auch mit Mitgliedern der alten Fürstenhäuser Badens, Würt-
tembergs und Bayerns, er selbst erheiratete mit der Habsburgerin Marie
Louise "ein Stück monarchischer Legitimität" und glaubte dadurch in
die Sphäre der europäischen Hocharistokratie aufzusteigen-".

Im 19. Jahrhundert, der Epoche der nationalen und sozialen Bewegun-
gen, läßt sich ein Rückgang dynastischer Faktoren auf dem Gebiet der

21 Peter Schmid, Joseph 11., Kaunitz und die bayerische Erbfolgefrage, in: For-
schungen zur bayerischen Geschichte .. Fest~~hrift für Wilhelm Volkert zum 65.
Geburtstag, hrsg. v. Dieter Albrecht/Dirk Gotschmann, Frankfurt am Main 1993,
135 - 157, hier 141.

22 Elisabeth Fehrenbach, Vom Ancien Regime zum Wiener Kongreß (Oldenbourg
Grundriß der Geschichte, 12), 2. Auf!., München 1986, 50.

23 Horst Möller, Fürstenstaat oder Bürgernation. Deutschland 1763 - 1815, Ber-
lin 1989, 572.



472 AlfredKohler

internationalen Beziehungen konstatieren. Und dies trotz der Restaura-
tion der europäischen Dynastien nach 1814/15 und der Gründung neuer
Dynastien in jenen dem Osmanischen Reich verloren gegangenen Län-
dern Südosteuropas. Aber instrumentalisieren ließen sich dynastische
Fragen allemal noch in der Politik, bezeichnenderweise im Zusammen-
hang mit der nationalen Frage. Die Vorgeschichte der Emser Depesche
und des Deutsch-Französischen Krieges ist ein besonders eindrucksvol-
les Beispiel dieser Art! " ; ,

. Im Zuge der spanischen Thronfolgekrise von 1868 suchten die Militärs
nach dem Sturz der "absolutistischen Königin" einen konstitutionellen
Monarchen. Den von Frankreich' favorisierten Bourbonen lehnten sie
jedoch ab und begünstigten einen Kandidaten aus einem deutschen Für':
stenhaus in Analogie zu den Griechen, Belgiern und Rumänen. Sie ver-
fielen auf die '_ katholische _ Linie Hohenzollem-Sigmarlngen, weil sie
mit dem preußischen Königshaus verwandt war.' Und genau in diesem
Faktum: lag die politische Brisanz. "Für die französische Politik war die
Sache ein Himmelsgeschenk. Daß es sich' um. ein Engagement Preußens
in Spanien handelte, konnte niemandem zweifelhaft sein. Das schuf die
Möglichkeit, die preußische Politik als großpreußisch und ,reaktionär'
darzustellen und in den Augen Europas wie vielleicht auch Deutschlands
von der Politik der Nationalbewegung zu trennen,,24. Aus"diesen Grün-
den beschäftigte sich Bismarck mit dieser Sache, die 1869/70 in ein kon-
kretes Stadium trat. Er förderte die Hohenzollernsache und warb bei
seinem König mit historischen Argumenten _ mit dem Verweis auf die
Weltgeltung Habsburgs unter Karl V. _ und kalkulierte von Anfang an
ein, daß Preußens Eintreten für eine katholische Dynastie positive Wir-
kungen auf die süddeutschen Staaten und auf das deutsche Nationalge-
fühl haben würde. Auch die französische Politik griff tief in die Scha-
tulle der historischen Argumente, indem Außenminister Gramont die
Herrschaft ·eines Hohenzollern in Spanien als unerträgliche Machtver-
schiebung zugunsten Preußens und als eine Wiederholung der Zweifron-
tenbedrohung wie zur Zeit Karls V. verstand. Sowohl Frankreich als
auch Preußen waren bereit, mit Krieg zu antworten. Somit ist damals
von Preußen wie von Frankreich eine dynastische Frage für politische
Ziele ganz anderer Art instrumentalisiert worden, die mit der spanischen
Thronfolge letztlich wenig zu tun hatte.
Im 20. Jahrhundert _ das soll lediglich erwähnt werden _ konnte die

Gattenwahl von Monarchen auch noch weitreichende persönliche Konse-
quenzen haben. Man denke an Edward VIIL, den Herzog von Windsor,
der, als er ;1936 seinem Vater Georg V. auf de,m englischen Thron folgen

24 Thomas Nipperdey, DeutscheGeschichte1866 - 1918, Bd. 2, München1992,
57.
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sollte, die vor der Scheidung stehende Amerikanerin Wallis Simpson
heiraten wollte und dadurch nicht nur in Gegensatz mit Premierminister
Baldwin, sondern mit der englischen Öffentlichkeit in Konflikt geriet
und zugunsten seines Bruders Georg VI. abdanken mußte.

11.

Es gehörte zu den Grundprinzipien des fürstlichen Selbstverständnis-
ses und der Politik, die dynastischen Möglichkeiten jederzeit in Erwä-
gung zu ziehen. Mit den eigenen Kindern begann die Planung schon im
Säuglingsalter. In der Wiege war es für die Betroffenen noch harmlos,
und bis zum Kindesalter konnte sich noch viel ändern. Sehr früh also
überlegten die Eltern die beste Aufteilung des eigenen "dynastischen
potentials" und bevorzugten in der Regel dynastische Kombinationen,
die mit Rangerhöhungen verbunden waren. Darin bestand offensichtlich
die einzige interessante und lukrative "Aufstiegsperspektive" für die
europäische Hocharistokratie. Die Kinder der europäischen Herrscher-
häuser waren der Willkür ihrer Eltern völlig ausgesetzt: Partner, die sie
nie zuvor gesehen hatten, wurden ohne Rücksicht auf das Alter für sie
ausgesucht. Sogar innerhalb derselben Dynastie suchte man sich gegen-
seitig zu überlisten, wie die Konkurrenz zwischen Karl V. und Ferdinand
I. um die englische Königstochter Maria zeigt. Erasmus kritisierte den
selbstverordneten "dynastischen Erfolgszwang" der europäischen Hoch-
aristokratie, dem vor allem die Töchter ausgesetzt waren, indem er
anmerkte: "Aber, so sagt man, es schicke sich nicht, daß die Königstoch-
ter einen anderen als einen König oder einen Königssohn heirate. Aber
daß die Angehörigen möglichst hoch steigen, sind Wünsche von Privat-
leuten, mit denen der Herrscher möglichst wenig zu tun haben soll. Hei-
ratet die Schwester eines Herrschers einen weniger Mächtigen, was
macht das aus, wenn es für die Gesamtheit vorteilhafter ist?,,25Erasmus
war auch ein Gegner weitgespannter dynastischer Kombinationen, wenn
er meint. "Ich halte es für den Staat am heilsamsten, wenn die Ehepart-
ner der Herrscher aus dem Lande selbst stammen, oder wenn es schon
notwendig ist, die Grenzen zu überschreiten, sie sich mit den unmittel-
barsten Nachbarn verbinden, aber mit denen, die treuer Freundschaft
fähig sind,,26.

Den Fürstentöchtern galt Erasmus' besonderes Mitleid; sie betrachtete
er als die Opfer der Sachzwänge, die darin bestanden, in der dynasti-
schen Geltung immer aufsteigen zu müssen: "Dabei will ich noch gar
nichts darüber sagen, wie unmenschlich man mit den Mädchen selbst

25 Erasmus von Rotterdam, Institutio Principis Christiani (Anm. 8), 323.
26 Ebd., 323.
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verfährt, die manchmal in weit entfernte Länder wie in die Verbannung
zu Menschen geschickt werden, die an Sprache, Aussehen, Charakter und
Anlagen gänzlich verschieden sind; sie würden bei ihren Landsleuten
glücklicher leben, wenn auch mit weniger Prunk,,27. Erasmus illustriert
eindrucksvoll und modern anmutend die soziokulturellen und mentali-
tätsbedingten Probleme der damaligen aristokratischen Gesellschaft
Europas; denn die landschaftlichen, klimatischen und mentalen Unter-
schiede beispielsweise zwischen Kastilien und den Niederlanden waren
unübersehbar: dort ein dünn besiedeltes Land mit sommerlicher Hitze
und Trockenheit, hier ein Land mit gemäßigtem und feuchtem Klima
und mit großer Bevölkerungsdichte.
Es wäre einmal genauer zu untersuchen, ob etwa Johanna die Wahn-

sinnige nicht ein Opfer der dynastischen Politik gewesen ist. Damit soll
nicht gesagt werden, daß Johanna nicht erblich belastet war und
ursprünglich wohl eine schizoide Persönlichkeit gewesen ist; zweifellos
traten jedoch in den ersten Ehejahren die Krankheitssymptome einer
Paranoia simplex auf. Bei aller Vorsicht, in Anbetracht fehlender kom-
paratistischer Untersuchungen über die höfische Kultur Europas, dürfte
das Milieu des burgundischen Hofes den Ausbruch der Krankheit bei
Johanna begünstigt haben. Seitdem wurde sie abwechselnd das politi-
sche Opfer ihres Gatten wie ihres Vaters. Beide nützten ihre zeitweise
Regierungs- und Repräsentationsunfähigkeit für ihre eigenen politischen
Ziele aus. Wie lange dies ging, erweist sich an der Tatsache, daß ihr
Vater noch 1507, also ein Jahr nach dem Tode ihres Gatten Philipps des
Schönen, auf ein Angebot König Heinrichs VII. von England einging, der
Johanna heiraten wollte, und daß der Aragonese aus politisch-dynasti-
schen Gründen, und zwar wegen der schwierigen Position seiner Tochter
Katharina in England, darauf sogar einging.

Ganz im Gegensatz dazu konnte sich beispielsweise Margarete von
Österreich, die Tante Karls V., aufgrund ihrer Gesundheit und dank ihrer
innerfamiliären Autorität gegen die Zumutung ihres Neffen, aus dynasti-
schen Gründen ein drittes Mal zu heiraten, erfolgreich zu Wehr setzen.
Der dynastischen Ehe und der Erzeugung von Nachwuchs kam nun
einmal der zentrale Platz in der dynastischen Politik zu. Die jung-
vermählten Ehegattinnen der Monarchen bekamen häufig den beson-
ders unangenehmen dynastisch-biologischen Erwartungsdruck baldiger
Schwangerschaft und glücklicher Geburt eines lebensfähigen männlichen
Nachkommen zu spüren. Die dynastische Pflicht stand im Vordergrund.

Auch Maria Theresia kannte diese Situation nur zu gut; und trotzdem
befleißigte sie sich - wider besseres Wissen - eines besonderen Eifers,

27Ebd.,327.
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was die Verheiratung ihrer Söhne und besonders ihrer Töchter anging.
Im Zusammenhang mit der geplanten Verheiratung ihrer Tochter Maria
Josepha (1751- 1767) mit dem neapolitanischen Bourbonen Ferdinand
IV., König beider Sizilien, bemerkte sie: "Ich betrachte Josepha als ein
Opfer der Politik, und wenn sie gegenüber ihrem Gatten und ihrem Gott
ihre Pflicht erfüllt, so werde ich zufrieden sein,,28.Daß die Monarehin
die dynastische Kategorie über das persönliche Wohlbefinden stellte,
war umso gravierender, als Ferdinand IV. gleich mehreren Töchter Maria
Theresias Unglück zu bringen drohte. So war Johanna (1750- 1762)mit
ihm schon verlobt gewesen, ehe sie mit zwölf Jahren starb. Die 16jährige
Maria Josepha wehrte sich heftig gegen die drohende Vermählung, die
dem historischen Ausgleich mit dem Bourbonen diente. Nur ihr Tod
ersparte ihr diese Heirat. Nun wurde Maria Karoline (1752- 1814), der
dritten Tochter Maria Theresias, diese Ehe aufgezwungen. Sie empfand
die erste Zeit ihrer Ehe als Martyrium, wenn sie einige Zeit nach ihrer
Ankunft in Neapel nach Hause schrieb: "Ich gebe offen zu, daß ich lieber
sterben würde, als alles das, was ich durchgemacht habe, noch einmal
erleben zu müssen"?".
Allgemein bekannt ist das Schicksal von Maria Antonia/Marie Antoi-

nette, seit 1770 die Gattin des Dauphin Ludwig XVI. Ursprünglich hatte
sogar der alte Ludwig XV. die damals kaum 13jährige Habsburgerprin-
zessin heiraten wollen. Aber letztlich wurde sie doch mit seinem Enkel
verehelicht. Sie starb 1793 unter der Guillotine im Alter von 38 Jahren.
Lediglich Maria Christine hatte Glück mit ihrem Gatten, dem Herzog
Albert von Sachsen-Teschen, den sie mit 24 Jahren heiratete. Allerdings
hatte sie sich bei dessen Wahl durchgesetzt und einen französischen
Kandidaten ausgeschlagen3o

•

Generell ist festzuhalten, daß dynastisches Denken und Planen ein
Grundbestand aristokratischer Identität gewesen ist, verbunden mit der
Möglichkeit eines prestigebewußten machtpolitischen Aufstiegs der pri-
vilegiertesten Gruppe der geburtsständischen Gesellschaft, die, sozial
betrachtet, eigentlich nicht mehr aufsteigen konnte.

Ill.

Da sich die Historiker daran gewöhnt haben, das fürstliche Erbrecht
als etwas Selbstverständliches zu akzeptieren, unterschätzen sie die Pro-
blematik, die in der Durchsetzung und Verteidigung des Erbes liegt. Die

28Die Habsburger. Eine europäischeFamiliengeschichte,hrsg. v. Brigitte
Vacha, Graz/Wien/KöIn1992, 311.

29 Ebd.,311.
30 Ebd.,311.
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europäischen Fürsten beraubten sich der Alternativen zu einer dynasti-
schen Politik in dem Maße, als die dynastische Dimension im Rahmen
ihrer Außenbeziehungen, ihrer internationalen Politik, an Bedeutung
gewann.
Im n. Kapitel ("Von ererbten Herrschaften") von Niccolö Machiavellis

"TIprincipe" heißt es: "Ich stelle zunächst fest, daß in Staaten mit gere-
gelter Erbfolge, die mit dem Haus ihres Herrschers vertraut sind, die
Schwierigkeiten, sich zu behaupten, viel geringer sind als in neuerwor-
benen Herrschaften. Es genügt bereits, die Regierungsmethoden der Vor-
fahren fortzuführen und sich den Zeitverhältnissen anzupassen; auf
diese Weise wird sich ein Herrscher mit nur durchschnittlichen Fähig-
keiten immer in seinem Staat halten, es sei denn, daß ihm dieser durch
eine außergewöhnliche und überlegene Macht entrissen wird; er wird
aber seine verlorene Herrschaft beim geringsten Mißgeschick des Erobe-
rers wieder zurückgewmnen'i'". Machiavelli geht es um die Erwerbung
und Rückerwerbung von Herrschaften. Dabei verweist er darauf, daß
eine ererbte Herrschaft leichter zu bewahren und zu sichern sei als eine
usurpierte. Ferner tue sich ein Herrscher mit "durchschnittlichen Fähig-
keiten" mit einer ererbten Herrschaft allemalleichter.

Ganz offensichtlich gehört die Herausbildung von Erbfolgeordnungen,
die auf die Bevorzugung der Primogenitur hinauslaufen, zu den wichtig-
sten Begleiterscheinungen eines größeren Konsolidierungsvorganges des
frühmodernen Staates. Der Widerstreit von Teilungsprinzip und Primo-
genitur in den protestantischen Reichsterritorien während des 16. und
17. Jahrhunderts macht deutlich, daß humanistische Ideen, kombiniert
mit einer religiös-moralischen Auffassung, zeitweise zur Teilung bzw.
gleichmäßigen Beteiligung aller Söhne an der Herrschaft geführt
haberr". Auch im Hause Habsburg hat sich das Primogeniturprinzip -
und noch wichtiger, das Prinzip der Unteilbarkeit der Länder - nur
langsam durchgesetzt, und zwar erst nach einer nochmaligen, dem Spät-
mittelalter vergleichbaren Teilung der Länder unter die Söhne Ferdi-
nands 1. (1564).Das "pactum mutuae successionis" (1703)und die Prag-
matische Sanktion (1713)standen am Ende dieser Entwicklung.
Der französische Jurist Andreas Tiraquellus hat in seinem Traktat

über das "Jus primogeniturae" (1597) die Primogenitur sogar als eine
Konstante der Natur bezeichnet: "Säugetiere wie Elefanten, Schweine
und Hunde würden ihren Erstgeborenen zuerst die Möglichkeit zum
Trinken einräumen" - "Natura docet primo genitos esse magis honoran-

31 Niecola Machiavelli, Der Fürst, "TI Principe", hrsg. v. Rudolf Zorn, 3. Aufl.
Stuttgart 1963, 3£.

32 Vgl. Joseph Engel/ried, Der deutsche Fürstenstand des XVI. und XVII. Jahr-
hunderts im Spiegel seiner Testamente, phil. Diss. (masch.) Tübingen 1961.



"Tu felix Austria nube ... " 477

dos,,33.Christian August von Beck, Kenner des Natur- und Völkerrechts
und Erzieher Josephs lI., hat in seinem Staatsrecht dezidiert erklärt:
"Derjenige aber wird für den Erstgeborenen gehalten, der das Licht der
Welt zuerst erblickt, welches insonderheit bei Zwillingen genau zu beob-
achten ist,,34.
Die Befürworter des Primogeniturprinzips sahen in der gemeinschaftli-

chen Regierung nur eine Schwächung, schon wegen der Gefahr von Tei-
lungen. Stellte es für Erasmus noch ein Problem dar, daß das Primageni-
turprinzip die Begabungen einer Fürstenfamilie erst gar nicht ins Spiel
brachte, so meinte Christian August von Beck zweieinhalb Jahrhunderte
später: "Der Ursprung des Erbrechts in Reichen und Staaten ist ohne
Zweifel in den überwiegenden Verdiensten des ersten Bewerbers zu
suchen. Ein Volk unterwarf sich den Nachkommen eines Fürsten in der
billigen Zuversicht, daß diese nebst der Regierung auch die löblichen
Eigenschaften und Tugenden ihres Vorfahrers erben würden,,35. Dieser
Hinweis auf die Vorstellung eines gesellschaftsvertraglichen Beginns des
Verhältnisses zwischen Fürsten und Ständen sollte ererbte Herrschaft
legitimieren. Die Frage, ob dem Wahl- oder Erbprinzip der Vorzug zu
geben sei, bewegt Beck nur hin und her: "So viel ist wahr", meint er,
"durch die Wahl kann man allezeit den besten, tapfersten und klügsten
aussuchen. Aber es sind nicht lauter weise Leute, die das Wahlrecht
haben, und man weiß wohl, daß insgeheim Eigennutz und andere
Absichten dabei herrschen. In Erbreichen ist dies beschwerlich, daß die
Thronfolger nicht allemal die besten Herren sind [... ]. Hingegen ist
dieses gut, daß man keine Interregna zu fürchten hat und daß man den
Erbfolger zur Landesregierung voraus anführen kann" 36. Die einzige
Möglichkeit, die mangelnde Eignung des Erstgeborenen, die Defizite an
Begabungen überhaupt auszugleichen, bestand in der Erziehung. Aus
diesem Grund blieben die Fürstenspiegel und Staatsschriften auch in der
Neuzeit aktuell.
Erbfragen und Erbvorgänge waren untrennbar mit den Phänomenen

der Fertilität bzw. Mortalität verbunden. Die Durchsetzung dynastischer
Ansprüche und die Erhaltung von dynastischer Herrschaft hing vom
Vorhandensein von Erben ab. Man konnte die schönsten dynastischen
Pläne schmieden - was aber, wenn einer der Heiratskandidaten das Zeit-
liche segnete? So passiert - ein instruktives Beispiel - am 9. September
1545, als der für eine Ehe mit einer Habsburgerin in Aussicht genom-

33 Winfried Schulze, Hausgesetzgebung und Verstaatlichung im Hause Öster-
reich vom Tode Maximilians I. bis zur Pragmatischen Sanktion, in: Der dynasti-
sche Fürstenstaat (Anm. 10), 253 - 271, hier 254 mit Anm. 6.
34Recht und Verfassung des Reiches (Anm. 4), 228.
35 Ebd., 227.
36 Ebd., 235.
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mene Herzog Karl von Orleans starb, der nach einer Absprache seines
Vaters Franz 1.mit Karl V. im Jahr 1544 sogar mit dem Herzogtum Mai-
land ausgestattet werden sollte. Der kaiserliche Diplomat de Praet hat
nach dem Vorfall zu einem Italiener gesagt: "Viele Dinge können gesche-
hen zwischen dem Mund und dem Bissen,,37- ein bildhafter Vergleich
mit der menschlichen Nahrungsaufnahme. Karl V., bestärkt durch seine
Juristen, dachte gar nicht daran, die der französischen Seite erwachsen-
den Nachteile zu kompensieren! So prekär konnte dynastische Politik
sein!

Das Fehlen der Nachkommenschaft konnte zur Aporie werden, so
geschehen in England kurz nach der Verheiratung Philipps Ir. mit Maria,
der Tochter Heinrichs VIII. Kar! V. mußte damals seine Hoffnungen
begraben, in England eine dritte habsburgische Linie zu begründen, die
mit der Absicht verbunden war, seinen eigenen politischen Niedergang
noch einmal aufzuhalten.

Ein anderes, weltgeschichtlich noch einschlägigeres Beispiel für die
Mortalität von Erben war der Tod des Erbprinzen der Katholischen
Könige, Juan, am 3. Oktober 1497. Dieser Todesfall stand am Beginn der
das Haus Trastämara heimsuchenden Mortalitätskrise, die sowohl die
Hoffnung schwinden ließ, durch Juan die Kronen Kastiliens und Ara-
gons mit Portugal vereinigen zu können als auch die Beerbung durch das
Haus Habsburg zu verhindern. Als 1498 die in die Position der Erbin
aufgerückte älteste Tochter der Katholischen Könige, Isabella, verheira-
tet mit König Manuel von Portugal, bei der Geburt ihres Sohnes Miguel
starb, der seine Mutter wiederum nur kurz überlebte, war die dynasti-
sche Katastrophe perfekt.

Im Gegensatz zum Phänomen der Mortalität in Herrscherfamilien
konnte auch der Fall eintreten, daß der Genuß eines erbrechtlichen
Anspruchs ausblieb. So lamentierte Friedrich 11. in seinem Testament
von 1768: "Wir haben Ansprüche in Mecklenburg, begründet auf einen
alten Erbverbrüderungsvertrag, der erst beim Tod des letzten Herzogs
gültig wird. Die Herzöge haben dafür gesorgt, daß ihre Staaten nicht so
bald an uns fallen; sie sind von einer Fruchtbarkeit, um ein Kaninchen-
gehege zu bevölkern, während die Sterilität unserer Familie uns zu
nahem Ende führt,,38. Kann man besser den Antagonismus von Fertilität
und Sterilität bzw. Mortalität im Kontext dynastischer Erwartungen
ausdrücken?

Es bleibt festzuhalten, daß nicht nur die Beerbung durch eine Familie,
sondern ebenso die Konkurrenz verschiedener Familien bei der Durch-

37 Ludwig Cardauns, VonNizzabis Crepy, Rom1923, 358.
38 PolitischeTestamentederHohenzollern(Anm. 10),373.
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setzung ihrer Erbansprüche auf die internationalen Beziehungen Euro-
pas deshalb von nachhaltig negativem Einfluß war. Beides bereicherte
das Potential gewaltsamer Konfliktaustragung um eine neue Facette.

IV.

Für Erasmus garantierte dynastische Verwandtschaft keineswegs fried-
liche Beziehungen und reibungslose Kooperation. Er nahm das Faktum
der biologischen Zufälligkeiten und der daraus möglicherweise resultie-
renden Erbfolgestreitigkeiten und Kriege sehr ernst. "Der durch Ver-
schwägerung erworbene Frieden kann nicht von Dauer sein. Wenn einer
stirbt, ist das Band der Eintracht gelöst"39. Eine derartige Auffassung
widerspricht jener gerade mit der Casa de Austria in besonderer Weise
verbundenen Einschätzung "Bella gerant alii, tu felix Austria nube", die
als Motto auf Maximilians dynastische Politik so treffend zu passen
scheint, weil das Haus Habsburg unter seiner Herrschaft zweimal ein
unvorhersehbares dynastisches Glück von weltgeschichtlicher Bedeutung
gehabt hat, das ihm die Erbfolge in den spanischen Königreichen ebenso
einbrachte wie die Nachfolge in den Königreichen Böhmen und Ungarn
und letztlich die Grundlegung der späteren österreichisch-ungarischen
Doppelmonarchie. Ex post jedenfalls scheint uns eine solche Sinngebung
zu überzeugen.

Im Zusammenhang mit dem Aufstieg des Hauses Habsburg ist man
geneigt, die Bildung von Großreichen und solchen Herrschaftsagglomera-
tionen, die in ihrer sozialen, wirtschaftlichen und kulturellen Verfaßtheit
sehr verschieden gewesen sind, uneingeschränkt positiv zu betrachten,
und die Reduktion oder gar den Zerfall dieser Agglomerationen oft mit
großem Bedauern zu verbinden.

Ein Reich wie das Karls V. war schwer beherrschbar, die vielfältigen
Probleme waren kaum lösbar. Auch wenn einem das mit den spezifi-
schen Anforderungen der Regierungsweise notwendige "Reiseherrscher-
turn" mit seinen physischen Problemen große Achtung abringen mag, so
bleibt doch zu bedenken, daß die Herrscher ihre einzelnen Herrschafts-
gebiete zwangsläufig vernachlässigen mußten.

Am Beispiel der Achorier wird in der zeitgenössischen Utopia des
Thomas Morus dieses Problem der in ihrem Herrscheramt überforderten
Monarchen angesprochen und mit einem Plädoyer gegen den Erbfolge-
krieg verbunden. Die Achorier, erzählt der von der Insel "Utopia"
zurückgekehrte Hythlodeus, "hatten einst Krieg geführt, um ihrem König
ein fremdes Reich zu erobern, auf das er auf Grund einer alten Verschwä-

39 Erasmus von Rotterdam, InstitutioPrincipisChristiani(Anm. 8), 325.

31 Zeitschrift für Historische Forschung 4/94



480 Alfred Kohler

gerung Erbansprüche erhob. Sie gelangten schließlich zu ihrem Ziele.
Dann aber merkten sie, daß die Behauptung nicht weniger beschwerlich
sei als die Eroberung: unaufhörlich keimte die Saat innerer Empörung
oder äußerer Überfälle auf die Unterworfenen, andauernd mußten sie
nun entweder für oder gegen diese zu Feld ziehen, niemals hatten sie die
Möglichkeit, ihr Heer zu entlassen,wurden mittlerweile selbst ausgebeu-
tet, ihr Geld wurde aus dem Lande getragen, ihr Blut floß für fremden
Ruhm, der Friede daheim war um nichts sicherer, die Menschen verroh-
ten imKriE;g,die Lust zum Rauben nahm überhand, die Verwegenheit
wuchs durch das Morden, die Gesetze wurden zum Gespött, weil der
König, von der" Sorge für zwei Reiche nach verschiedenen Richtungen
gezogen; sich uni keines von beiden richtig kümmern konnte. Da sie nun
sahen, "daß es"anders kein Endedieser so großen Übel gebe, faßten sie
endlich den Entschluß und stellten ihren König in aller Ehrerbietung vor
die Wahl, welches von den beiden Reichen er behalten wolle; denn über
beide könne er nicht länger herrschen; sie seien zu zahlreich, als daß sie
von einem halbierten König regiert werden könnten; es werde sich auch
niemand finden lassen, der seinen Maultiertreiber gern mit einem ande-
ren teile. So sah sich jener [unge Herrscher gezwungen, sein neues Reich
einem seiner"Freunde zu"überlassen, der kurz, darauf ebenfalls verjagt
Wurde, und sich lnit dem alten zu begnügen='". " "

, Morus hatte wohl wie Erasmus die Erfahrung des Burgundischen Erb-
folgekrieges vor Augen, der am Beginn der neuzeitlichen Kriege dieser
Art steht ~d eineinhalb Jahrzehnte dauerte und bekanntlichmit der
, Teilung' des Erbes zwischen Frankreich und Habsburg . endete:' Doch
bedeutete der Vertrag von Senlis (1493) nur eine vorläufige Unterbre-
chung der .Auselnandersetzungen, und die habsburgische Seite, die die
Teilung schwer verschmerzte, griff auch in der Zukunftdie "querelle de
Bourgogne", d.h. den Rückgewinn der an Frankreich verlorenen Gebiete,
mehrfach auf und verzichtete dabei keineswegs auf Waffengewalt:

,~~. , .' - . . . . - ,. ' ,

Die internationalen Beziehungen Europas begannendamals jene pro-
blematischeEntwicklung zu nehmen, für die das"Phi=iIlomendesErbfol-
gekrieges charakteristisch war. Der Hinweis a~f einige dieser Kriege
möge genügen. Es handelt sich um den Bayerischen Erbfolgekrieg (1503/
05), den Klevischen Erbfolgekrieg (1608), den Pfälzer Erbfolgekrieg
(1688), den Spanischen Erbfolgekrieg (1701'_ 1713/14), den Polnischen
Thronfolge- bzw, Erbfolgekrieg (1733), den Österreichischen Erbfolge-
krieg' (17412. 1748) "und derrdamit ' ursächlich zusammenhängende Sie-
benjährigen ."Krieg (1756 - 1763) 'und den Bayerischen Erbfolgekrieg
(1778/79).Nicht zufällig stellte sich die Lösung des spanischen Erbfolge-
.... ',0;; -:., .":\;. : ',r , .. i,I ;', .,' "

40 Thomas Moras,' Utopia, 'in: Der utopische Staat, hrsg. v. Klaus J: Heinisch,
Reinbek bei Hamburg 1960, 7 - 110, hier 38.
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problems gegen Ende des 17. Jahrhunderts so schwierig dar; damals
wurde der europäischen Staatenwelt die Quittung für die Ergebnisse der
dynastischen Politik des Hauses Habsburg des 15. und 16. Jahrhunderts
präsentiert! Ob Gesamterbe oder Teilung der spanischen Besitzungen in
Europa und Außereuropa - die Großmächte Europas bemühten den
Krieg, einen der blutigsten des 18. Jahrhunderts.

Bekanntlich lehnten die Aufklärer den Krieg als "normalen Zustand in
den internationalen Beziehungen" ab. Er wurde als Übel des vorherr-
schenden fürstlichen Absolutismus begriffen und verurteilt. Voltaire hat
1764 gemeint, der Krieg, der Hunger und Pest mit sich bringe, entstamme
"den Gehirnen von drei- oder vierhundert Personen, die auf der Erde
unter dem Namen Fürsten oder Minister verstreut sindCl41• Etwa zur glei-
chen Zeit (1761) machte auch Rousseau den Land- und Machthunger der
Fürsten und Minister für die großen Kriege seiner Zeit verantwortlich.

Sieht man näher zu, so bemerkt man, daß die Aufklärer gegen den ent-
wickelten Absolutismus die Kritik der Humanisten des 15. und 16. Jahr-
hunderts anwendeten, die damals ungehört verhallt war. Sie nahmen
damit jenen Traditionsstrang des europäischen Denkens wieder auf, der
mit Erasmus und anderen Humanisten verbunden ist, und der im Gegen-
satz zu Machiavelli und seinen geistigen Nachfahren steht. Die gekrönten
Aufklärer wie Joseph II. und Friedrich II. hatten damit große Probleme.
Daraus erklärt sich auch die Dichotomie zwischen den Reformen im
Staatsinneren, bei gleichzeitigem Festhalten an einer Außenpolitik, für
welche dynastische Ehe, Arrondierung und Gebietsgewinne, verbunden
mit Krieg zum Schaden ihrer Bevölkerungen, charakteristisch waren.

An dieser Dichotomie zwischen dem inneren und äußeren Staat hielt
übrigens auch noch Friedrich Meinecke in seinem Werk über die Idee
der Staatsräson fest, als er feststellte: "Im Innern des Staates kann die
Staatsräson mit Recht und Sitte im Einklang bleiben, weil es möglich
und durchführbar ist, weil keine andere Macht die des Staates daran
hindert [... ]. Sitte, Recht und Macht können so im Innern des Staates
harmonisch für einander arbeiten. Nicht aber können sie das in seinem
Verhältnis zu anderen Staaten. Recht kann nur gewahrt werden, wenn
eine Macht existiert, die dazu imstande und bereit ist, es zu wahren.
Andernfalls tritt der naturhafte Zustand ein, in dem jeder sein eigenes
vermeintes Recht mit den Machtmitteln, über die er verfügt, zu erstrei-
ten versucht,,42.Bezeichnenderweise kommt bei Meinecke Erasmus nicht
vor, statt dessen überwiegt seine tiefe Skepsis.

41 Ernst Wange,:mann, Nulla salus bello.Zu einigenAuswirkungender Aufklä-
rungsliteraturin Österreich,in: Literaturund Kritik 5 (1966), 48 - 52, hier 48.

42 Friedrich Meinecke, Die Idee der Staatsräson in der neueren Geschichte,
München/Berlin1924, 3.
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v.

Zusammenfassend ist folgendes festzuhalten: Wenn für einen kriti-
schen Umgang mit dem dynastischen Prinzip plädiert wurde, dann des-
halb, weil die generelle Bedeutung dynastischer Politik in der neueren
Geschichte Europas wohl sehr gut bekannt ist, aber noch immer als
unverfängliches, ja sogar als eines der besten Mittel zur Gestaltung
fürstlicher Politik betrachtet wird. Es sollte jedoch gezeigt werden,
welche psycho-sozialen Zumutungen mit dynastischen Ehen verbunden
sein konnten und daß gerade dynastische Fragen das friedliche Einver-
nehmen der europäischen Fürsten empfindlich gestört haben. Letztlich
ließ die Überzeugung von der Rechtmäßigkeit von Erbansprüchen zur
Legitimation politischer Ziele bei den Protagonisten dynastischer Politik
- den Fürsten und ihren Räten - erst gar nicht die Frage nach dem even-
tuell damit verbundenen Unrecht entstehen. Die Durchsetzung von Erb-
ansprüchen blieb in der Regel unbestritten und behinderte die Suche
nach politischen Alternativen.

Gegen die Verteidigung der eigenen (im Grunde auch ererbten) Herr-
schaft durch die angestammte Dynastie hat Erasmus von Rotterdam ja
auch nicht polemisiert, hingegen hat er den Einsatz dynastischer Mittel
in der internationalen Politik verurteilt, die unzusammenhängende, kul-
turell und mentalitätsmäßig differente Herrschaftsagglomerationen ent-
stehen ließen, die lediglich dynastische Unionen darstellten. Erasmus
ging es um ein tragfähiges Band nachbarschaftlicher Beziehungen, das
unabhängig und jenseits blutsverwandtschaftlicher Bande existierte,
letztlich um eine völkerrechtliche Grundlegung der Umgangsweise unter
den Herrschern Europas - eine Aufgabe, der sich der skeptische und
angeblich so "realitätsbezogene" Florentiner Machiavelli nicht gestellt
hatte. Seine Doktrin kam jedoch den Ambitionen des frühmodernen
Fürstenstaates entgegen und bot diesem deshalb für lange Zeit eine
überaus wichtige Legitimation.


